
Referentenentwurf eines Gesetzes zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs 
mit den Gerichten 

Sehr geehrte Frau Jansen,  

wir bedanken uns für die Übersendung des o. g. Referentenentwurfs und nehmen die Möglich-
keit zur Stellungnahme (Anlage 1) wahr. Aus Sicht der Bundessteuerberaterkammer bestehen 
gegen die vorgesehenen Gesetzesänderungen, in allen Prozessordnungen zusätzliche Kom-
munikationswege mittels des besonderen elektronischen Bürger- und Organisationenpostfachs 
(kurz eBO) mit den Gerichten zu schaffen, keine durchgreifenden Bedenken.  

Es besteht jedoch das dringende Bedürfnis, den Gesetzentwurf zum Anlass zu nehmen, um auf 
die aktuellen Entwicklungen zur Schaffung eines besonderen elektronischen Steuerberaterpost-
fachs für Steuerberater, Berufsausübungsgesellschaften und Steuerberaterkammern zu verwei-
sen. Für den vorliegenden Gesetzesentwurf bedeutet dies, dass eine Gleichsetzung mit anderen 
besonderen elektronischen Berufsträger-Postfächern dringend berücksichtigt werden muss. Da-
bei gilt es ebenfalls zu berücksichtigen, dass im Zeichen der Effizienz und Förderung des digitalen 
Umfelds einheitliche Kommunikations- und Übermittlungswege geschaffen werden, in dem 
gleichzeitig die Voraussetzungen für OZG-konforme Portalangebote durch die Bundes- und Re-
gionalkammern berücksichtigt werden. 

Wie bereits in unserer Eingabe an das Referat R A 3 des BMJV vom 3. Dezember 2020 erläu-
tert, hat sich die 102. Bundeskammerversammlung der Bundessteuerberaterkammer (BStBK) 
am 14. September 2020 dafür ausgesprochen, eine Steuerberaterplattform und s als ersten An-
wendungsfall der Plattform s ein besonderes elektronisches Steuerberaterpostfach (beSt) ein-
zuführen (Anlage 2). Aus Sicht der BStBK ist es mit Blick auf die gesetzlich normierte Stellung 
als Organ der Steuerrechtspflege wichtig (vgl. § 32 Abs. 2 Satz 1 StBerG), dass für das Gericht 
bei Eingang eines Schriftsatzes erkennbar ist, dass es sich bei dem Absender um einen Steuer-
berater handelt. Das BMF hat signalisiert, dass unsere Regelungsvorschläge mit nur geringfügi-
gen Anpassungen noch in den sich bereits im Gesetzgebungsverfahren befindlichen Gesetzent-
wurf zur Neuordnung des Berufsrechts der anwaltlichen und steuerberatenden Berufsaus-
übungsgesellschaften aufgenommen werden sollen. Die letzten Details werden derzeit noch 
vom BMF in Abstimmung mit dem BMJV geprüft.  

Abt. Steuerrecht und Rech-

nungslegung 

Unser Zeichen: Bm/Ze 

Tel.: +49 30 240087-61 

Fax: +49 30 240087-77 

E-Mail: steuerrecht@bstbk.de 

13. Januar 2021 

Bundesministerium der Justiz und  
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In den für Steuerberater einschlägigen Prozessordnungen insbesondere der Finanzgerichtsord-
nung wäre ein solches auf gesetzlicher Grundlage im Steuerberatergesetz errichtetes beSt als 
sicherer Übermittlungsweg zulässig. Die weiteren Einzelheiten entnehmen Sie bitte unserer bei-
gefügten Stellungnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 

Claudia Kalina-Kerschbaum i. A. Stefan Ruppert 
Geschäftsführerin Leiter Abteilung Recht und Berufsrecht 

Anlagen



Anlage 1 

Stellungnahme 

der Bundessteuerberaterkammer 

zum 

Entwurf eines Gesetzes zum Ausbau des elektronischen 

Rechtsverkehrs mit den Gerichten 

Abt. Steuerrecht und Rechnungslegung 

Telefon: 030 24 00 87-61 
Telefax: 030 24 00 87-77 
E-Mail: steuerrecht@bstbk.de 
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I. Vorbemerkung  

Mit dem vorliegenden Gesetz sollen in allen Prozessordnungen neben den bereits bestehen-
den sicheren Übertragungswege zwei weitere elektronische Kommunikationswege eröffnet 
werden: Zum einen soll mit dem eBO (kurz für besonderes elektronisches Bürger- und Organi-
sationenpostfach) für Bürger und Organisationen ein weiterer Zugang geschaffen werden. 
Zum anderen soll die nach dem Onlinezugangsgesetz bestehende oder noch zu erstellende 
Infrastruktur der Verwaltungsportale in die Kommunikation mit den Gerichten eingebunden 
werden. 

Steuerberater können ihre Mandanten nach den jeweiligen Vorschriften in den Prozessord-
nungen vor den Finanzgerichten (§ 62 Abs. 2 FGO), den Verwaltungsgerichten (§ 67 Abs. 2 
Nr. 3 VwGO), den Sozialgerichten (§ 73 Abs. 2 Nr. 4 SGG), aber auch den Strafgerichten in 
ausgewählten Verfahren vertreten. Diese Prozessordnungen kennen bereits heute identische 
sichere Übertragungswege.  

In der jeweiligen Nr. 2 ist neben dem explizit erwähnten besonderen elektronischen Anwalts-
postfach (beA) in Form einer Generalklausel auch ein entsprechendes, auf gesetzlicher 
Grundlage errichtetes elektronischen Postfach zur Kommunikation mit der elektronischen 
Poststelle der Behörde oder des Gerichts vorgesehen. Bisher gibt es ein solches für den steu-
erberatenden Beruf noch nicht. Nachstehend stellen wir Ihnen die Überlegungen des Berufs-
stands detailliert dar: 

1.  Einrichtung und Betrieb einer Steuerberaterplattform einschließlich eines besonde-
ren elektronischen Steuerberaterpostfachs 

Nach dem Beschluss der 102. Bundeskammerversammlung vom 14. September 2020 soll die 
BStBK eine Steuerberaterplattform einrichten. In einer ersten Stufe soll als erster Anwen-
dungsfall der Steuerberaterplattform ein besonderes elektronisches Steuerberaterpostfach 
(beSt) geschaffen werden. Hierzu ist eine Änderung der Prozessordnungen (u. a. ZPO, FGO) 
nicht erforderlich. Das beSt kann auf der Grundlage des § 130a Abs. 4 Nr. 2 ZPO bzw. des 
§ 52a Abs. 4 Nr. 2 FGO eingerichtet werden, sobald die gesetzliche Grundlage für das Steuer-
beraterpostfach in den Gesetzentwurf zur Neuordnung des Berufsrechts der anwaltlichen und 
steuerberatenden Berufsausübungsgesellschaften aufgenommen wurde.  

Auch das besondere elektronische Notarpostfach (beN) hat der Gesetzgeber auf Grundlage 
dieser Vorschrift geregelt. Dies ergibt sich aus der Gesetzesbegründung zu § 78n BNotO, 
nach der das beN eindeutig der Nummer 2 zugeordnet wird (vgl. BT-Drs. 18/10607, S. 78). In 
der Bundestagsdrucke heißt es auf Seite 78 wörtlich:  
#

gEeF 2W [OVJ JKWNGQH LaV ;TXGVOSSKS YSJ ;TXGVK KOS HKWTSJKVKW KQKPXVTSOWINKW ;TXGVUTWX(
fach in Anlehnung an das besondere elektronische Anwaltspostfach (gemäß § 31a 
BRAO) eingerichtet, das die Anforderungen an einen sicheren Übermittlungsweg im 
Sinne des § 130a Absatz 4 Nummer 2 ZPO (in der Fassung des Gesetzes zur Förderung 
JKW KQKPXVTSOWINKS >KINXWZKVPKNVW ROX JKS 4KVOINXKS& KVLaQQX) EeFf
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Wie beim beA und beim beN ist die Schaffung einer gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage im 
StBerG für die Einrichtung und den Betrieb des beSt durch die BStBK erforderlich. Ein diesbe-
züglicher Regelungsvorschlag wurde durch die BStBK erarbeitet und wird derzeit durch das 
BMF in Abstimmung mit dem BMJV geprüft. Die Gesetzesänderung soll nach Möglichkeit im 
Rahmen des Gesetzentwurfs zur Neuordnung des Berufsrechts der anwaltlichen und steuer-
beratenden Berufsausübungsgesellschaften aufgenommen werden. 

2.  Argumente für die Verwendung eines (eigenen) EGVP-basierten Postfachs durch 
den steuerberatenden Beruf 

Für die Schaffung eines beSt spricht aus grundsätzlichen Erwägungen, dass Steuerberater 
ebenso wie Rechtsanwälte Organe der (Steuer-)Rechtspflege sind (vgl. § 32 Abs. 2 Satz 1 
StBerG). Aus Sicht der BStBK ist es mit Blick auf die gesetzlich normierte Stellung als Organ 
der Steuerrechtspflege wichtig, dass für das Gericht bei Eingang eines Schriftsatzes erkenn-
bar ist, dass es sich bei dem Absender um einen Steuerberater handelt. Eine gleichrangige 
Behandlung der Steuerberater und Rechtsanwälte ist aus diesem Grund auch auf der Ebene 
der Schaffung eines sicheren Übermittlungsweges für die schriftformersetzende Kommunika-
tion mit den Gerichten erforderlich.  

Die Nutzung eines gemeinsamen besonderen elektronischen Postfachs für Bürger, Unterneh-
men, privatrechtliche Organisationen und Verbände sowie andere professionelle Verfahrens-
beteiligte birgt für den Berufsstand Steuerberater gravierende Nachteile: 

- Ohne direkten, tagesaktuellen Abgleich des Adresseintrags im SAFE-Verzeichnis des 
EGVP-Postfachs mit dem amtlichen Berufsregister wäre eine verlässliche, aktuelle Abbil-
dung der Berufsträgereigenschaft nicht möglich. Soweit der Steuerberater in seiner Eigen-
schaft als Berufsträger nach außen agiert, ist es von großer Wichtigkeit, dass er tagesak-
tuell das Bestehen seiner Berufsträger-Eigenschaft nachweisen kann. Die Steuerberater-
plattform erweitert daher die Personenverwaltung der Steuerberaterkammern, die bisher 
lediglich die Datenquelle für das Berufsregister gebildet hat, zu einer vollwertigen Identität, 
die vom Steuerberater für die Authentisierung bei Diensten genutzt werden soll, bei denen 
der Bestand seiner Berufsträger-Eigenschaft von Bedeutung ist. 

- Bilden die Steuerberater eine einheitliche Gruppe mit Bürgern und Unternehmen, besteht 
die Gefahr, dass ihr Status im Verbund der EGVP-Postfächer nicht mit dem anderer Be-
rufsträger (Rechtsanwälte, Notare) gleichwertig im Hinblick auf spezifische Nachweisas-
pekte sein wird. Dafür ist die Erbringung eines für den Berufsstand des Steuerberaters ho-
XUYd\YSXU^ vfUbdbQeU^cgobTYWU^ ?Ub[e^Vdc^QSXgUYct $M?E% e^dUb EQSXgUYc QeV TYU 8UbeVc(
trägereigenschaft unabdingbar.  

- Ein nicht von der BStBK betriebenes EGVP-Postfach für Steuerberater wäre Teil der Infra-
struktur der Justiz und würde insofern der dortigen Weiterentwicklung unterliegen. Die 
Möglichkeiten der Einflussnahme der Steuerberater und ihrer berufsständischen Organisa-
tionen auf die Weiterentwicklung (mit Blick auf spezifische Bedarfe) wären sehr begrenzt. 
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- Hinsichtlich der verwendeten Authentisierungsmethoden wären die Steuerberater von den 
Vorgaben der Justiz abhängig. Dies erschwert möglicherweise die Integration des Post-
fachs in Fachsoftware. 

Vor diesem Hintergrund ist die Schaffung eines (eigenen) EGVP-basierten Postfachs durch 
den steuerberatenden Beruf vorgesehen. 

II. Anmerkungen im Einzelnen 

1. Artikel 1 f Änderung der Zivilprozessordnung  

Zu Nr. 4 f Zustellung elektronischer Dokumente (§ 173 ZPO-E)  

§ 173 ZPO-E regelt die Zustellung an Berufsträger sowie an sonstige Inhaber eines an den 
Verbund angeschlossenen Postfachs. Der Beruf des Steuerberaters wird dabei explizit aufge-
führt. Aus unserer Sicht ergibt sich daraus keine Änderung der Rechtslage für Steuerberater.  

2. Artikel 3 f Änderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung 

Zu Nr. 2 f Besonderes elektronisches Bürger- und Organisationenpostfach; Postfach- 
und Versanddienst eines Verwaltungsportals (§ 10 ERVV-E) 

§ 10 Abs. 2 Nr. 1 und 2 ERVV-E sieht eine Suchfunktion für eBOs vor. Mit dieser sollen Inha-
ber von besonderen elektronischen Bürger- und Organisationenpostfächern Inhaber von an-
deren besonderen elektronischen Postfächern finden und gleichermaßen durch diese adres-
siert werden können. Die bisher implementierten besonderen Postfächer werden an dieser 
Stelle namentlich wie folgt benannt:  

- Inhaber eines besonderen elektronischen Anwaltspostfachs,  
- eines besonderen elektronischen Notarpostfachs oder  
- eines besonderen elektronischen Behördenpostfachs. 

Wir halten die abschließende Nennung der besonderen Postfächer an dieser Stelle des Ge-
setzentwurfs für nicht ausreichend. In diesem Fall wäre das geplante beSt nicht berücksich-
tigt. Entsprechend der Generalklausel nach Nr. 2 in den Prozessordnungen sollten auch alle 
auf gesetzlicher Grundlage eingerichteten Postfächer mittels einer Suchfunktion gefunden 
werden können.  
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Es wird daher folgende Gesetzesänderung vorgeschlagen:  

§ 10 Besonderes elektronisches Bürger- und Organisationenpostfach 

(2) Das besondere elektronische Bürger- und Organisationenpostfach muss 

1. über eine Suchfunktion verfügen, die es ermöglicht, Inhaber eines besonderen 
elektronischen Anwaltspostfachs, eines besonderen elektronischen Notarpost-
fachs, oder eines anderen auf gesetzlicher Grundlage eingerichteten elekt-
ronischen Postfaches oder eines besonderen elektronischen Behördenpost-
fachs aufzufinden, 

2. für Inhaber besonderer elektronischer Anwaltspostfächer, besonderer elektroni-
scher Notarpostfächer, eines anderen auf gesetzlicher Grundlage eingerich-
teten elektronischen Postfaches oder eines besonderen elektronischen Be-
hördenpostfachs und 

3. barrierefrei sein im Sinne der Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung 

Die BStBK spricht sich daher dafür aus, die Regelung des § 10 Abs. 2 Nr. 1 und 2 ERRV-E 
auf das besonderes elektronisches Steuerberaterpostfach zu erweitern. 

3. Berücksichtigung einheitliche Kommunikations- und Übermittlungswege 

Abschließend bittet die BStBK um Berücksichtigung, dass im Interesse der Rechtssicherheit 
und der Eindeutigkeit der digitalen Berufsträgeridentität grundsätzlich nur ein Postfach pro 
Steuerberater eingerichtet werden soll. Vor diesem Hintergrund sollte berücksichtigt werden, 
dass bei Einrichtung eines OZG-Servicekontos, ein bestehendes Berufsträgerpostfach (beSt) 
als Übermittlungsweg eingebunden werden kann.  

In der Praxis nehmen Steuerberater verschiedene Dienste selbst oder als bevollmächtigte 
Vertretung der Mandanten wahr, in dem sowohl steuerrechtliche Angelegenheiten als auch 
gerichtliche Prozessvertretungen betreut werden. Diese Aufgaben drücken sich insbesondere 
in einer zentralen Steuerberater-Identität mit Berufsträgereigenschaft aus, die bei beiden ge-
setzlich verankerten Tätigkeiten identisch ist.   



Steuerberaterplattform und besonderes elektronisches Steuerberaterpostfach 

Sehr geehrter Herr Schröder, 

wie bereits telefonisch erläutert hat sich die Bundeskammerversammlung der Bundessteuer-
beraterkammer (BStBK) am 14. September 2020 dafür ausgesprochen, eine Steuerberater-
plattform und s als ersten Anwendungsfall der Plattform s ein besonderes elektronisches 
Steuerberaterpostfach (beSt) einzuführen.  

1. Schaffung einer Steuerberaterplattform

Nach dem Beschluss der Bundeskammerversammlung soll die BStBK eine Steuerberater-
plattform einrichten, die die folgenden Funktionen erfüllt: 

- Identifizierung und Authentifizierung mit Bestätigung der Berufsträgereigenschaft durch
Abgleich mit dem Berufsregister: Aufbau einer zentralen Steuerberater-Identität mit Be-
rufsträgereigenschaft.

- Schaffung der Möglichkeit, dass der Steuerberater verschiedene Dienste selbst oder als
bevollmächtigter Vertreter des Mandanten aufgrund der Steuerberater-Identität nutzen
bzw. auf Benutzerkonten zugreifen kann (z. B. Zugriff auf das OZG-Unternehmens-
konto). Zum Nachweis der Stellvertretereigenschaft (Bevollmächtigung) soll eine Schnitt-
stelle zur Vollmachdatenbank eingerichtet werden.

- Sicherer, medienbruchfreier Datenaustausch und Kommunikation mit Mandanten, Finanz-
verwaltung und anderen Behörden, Kammern, Gerichten, Steuerberatern und anderen
freien Berufen (z. B. Notare, Rechtsanwälte).

Die in der Steuerberaterkanzlei eingesetzte Fachsoftware soll zur Identifizierung und Authenti-
fizierung über eine Schnittstelle auf die Steuerberaterplattform zugreifen können. Die jeweili-
gen Daten sollen aber ausschließlich in der Fachsoftware gespeichert werden und über diese 
an den Adressaten übermittelt werden (nicht über die Steuerberaterplattform). 

Abt. Recht und Berufsrecht 

Unser Zeichen: Ka/Ze 

Tel.: +49 30 240087-61 

Fax: +49 30 240087-71 

E-Mail: berufsrecht@bstbk.de

3. Dezember 2020

Bundesministerium der Justiz 
und Verbraucherschutz 
Herrn MR Bernhard Schröder 
Referat R A 3 
11015 Berlin 

E-Mail: schroeder-be@bmjv.bund.de
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Die Einrichtung und der Betrieb der Steuerberaterplattform durch die BStBK bedarf einer ge-
setzlichen Befugnisnorm im StBerG. Kernstück der Plattform wird die Bestätigung der Berufs-
dblXVbVZXV_cTYRWd $7edYV_dZWZiZVbe_X% cVZ_ $v7edYV_dZWZiZVbe_Xca]RddW`b^t%) ?ZVbSVZ YR_UV]d Vc 
sich um eine hoheitliche Tätigkeit. Zudem muss hierzu auf die Berufsregister der Steuerbera-
terkammern zugegriffen werden, sodass es hierfür einer gesetzlichen Ermächtigungsgrund-
lage bedarf. Vor diesem Hintergrund schlägt die BStBK vor, einen neuen § 86c StBerG in das 
StBerG einzufügen, der die Befugnis der BStBK zur Einrichtung und zum Betrieb der Steuer-
beraterplattform regelt. 

2. Einrichtung und Betrieb eines besonderen elektronischen Steuerberaterpostfachs 

In einer ersten Stufe soll als erster Anwendungsfall der Plattform ein besonderes elektroni-
sches Steuerberaterpostfach (beSt) geschaffen werden. Hierzu ist eine Änderung der Pro-
zessordnungen (u. a. ZPO, FGO) nicht erforderlich. Denn das beSt kann auf § 130a Abs. 4 
Nr. 2 ZPO' o 0-R 7Sc) / Eb) - =>F $v`UVb VZ_V^ V_dcabVTYV_UV_' ReW XVcVdi]ZTYVb >rundlage 
errichteten Postfachs [r]t% XVcdndid gVbUV_) 7eTY URc SVc`_UVbV V]V\db`_ZcTYV E`dRba`cdWRTY 
(beN) hat der Gesetzgeber auf Grundlage dieser Vorschrift geregelt. Dies ergibt sich aus der 
Gesetzesbegründung zu § 78n BNotO, nach der das beN eindeutig der Nummer 2 zugeordnet 
wird (vgl. BT-Drs. 18/10607, S. 78).  

Wie beim beA und beim beN ist die Schaffung einer gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage im 
StBerG für die Einrichtung und den Betrieb des beSt durch die BStBK erforderlich. Bezüglich 
der erforderlichen gesetzlichen Regelungen im StBerG sind wir mit dem BMF im Austausch.  

Für Rückfragen stehen wir gern zur Verfügung.  

Mit freundlichen Grüßen 

Claudia Kalina-Kerschbaum i. A. Stefan Ruppert 
Geschäftsführerin Leiter Abteilung Recht und Berufsrecht 


